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UnwähreMeldungenüber die städtischen Obdachlosenheime. IneinigenTageszeis :
tungenwirdmitgeteilt ,dasssichungeheureMenschenmengenvordenbeidenOb-¬
dachlosenheimenderStadt Wienangesammeltund Einlass begehrt hätten ,aberab¬
gesiesen wurden . Dazuteilt das städtische Wohlfahrtsamtmit :BesondereAnsamm¬
lungenvonObdachlosenwaren ,in den letzten Tagenüberhauptnicht zuverzei¬
chnen .Sowohlam . alsaucham10. Oktoberwurdenalle Obdachlosen,die sichge¬
meldethatten ,untergebracht .Am. Oktoberwarenes . 158Männerund152Frau¬
cn .Trotzdemwarenan diesemTagenoch103Männerbettenund15Frauenbetten
frei .Am10 .Oktober wurden . 454Männerund 152 Frauen aufgenommen .Esblieben
frei :107Männer- und38Freuenbetten.AusdiesenamtlichenZahlenist dieUn¬
richtigkeit der Zeitungsnschrichtenersichtlich .DasPferdeschlachthaus ,des
angeblich jetzt : 1sObdachlosenheim requiriert wurde ,ist schon vor vier Jah¬

ren zu einem Obdachlosenheim unter grossen Kosten umgebaut und bis zumheu¬

tigen Tage verwendet worden .Der Stall in der Buchsbaumgasse ,der " raschgemie¬
tet undhalbwegswohnbarhergerichtet wurde "ist eine Wärmestube,dievor
vielen Jahren vom Wärbestubenverein erbaut wurde und seit acht Jahren vonder

Gemeinde als Wärmestube betrieben wird .

WIENER LANDTAG
Sitzungvom11 .Oktober1929 .

PräsidentDr .Dannebergeröffnet d ie Sitzungum5Uhr .
Es wird in die Tagesordnung eingegangen und die Spezialdebatte über

die Steuernövellen fortgesetzt .

Inder Spezialdebatte über die Novelle betreffend die Nahrungs -und
Gonussmittelabgabe bemerkt GR .Preyer ( . . ) ,dass diese Abgebe nichts anderes

ist als eine allgemeine Verzehrungssteuer .Die Merkmaledie nach demGesetz
für die Einreihung unter die Abgabemassgebendsein sollen öffnen derWillkür
Tür undTor .Eine ganzeReihevonBetriebenkommtnur deshalbunter dieAbgabe
weil sie ein Klavier im Lokal haben ,deshalb Lustbarkeitsabgabe entrichten
und höhere Preise einheben müss . Dicjenigen ,die ihr Lokal besser Aaustat¬

ten werden ebenfalls damit bestraft ,dass sie der Abgabe unterworfen werden .

Für die Einreihung ist nicht massgebend,cb in dem betreffenden Lokal zahlung
kräftiges Publikum verkehrt s ndern nur die Zahl der Besucher ,wenn es auch

durchaus Arbeiter sind .Mantrifft mit der Abgabenicht die Unternehmer
allein ,sondern die grosse Masse der Bevölkerung .Der grösste Teil dieser
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Landtagssitzungvom14 .Oktober1929 II . Blatt
Auchist dieseApgabenureinMittelderParteipolitik ,umdieLeuteinden
reten Fachverein hineinzupressen .WasSie Abgabepolitik heissen ist derreins¬
te undbrutalste Bolschewismus. Vonden80 GastgewerbetriebenimVIII. Bezirk
sind im Jahre 192829 Betriebe unter die Abgabeeingereiht worden ,obwohl
es dort strengstenfalls 12 Betriebe gibt ,die die Merkmaledes Gesetzesaufwei¬
sen . Inreinen Arbeiterbezirken ,wie Margareten sind 26 Betriebe ,in Favoriten
20 Betriebe ,in Simmering16 Betriebe ,in Ottakring 22 und in Hernals 25Betrie¬
be eingereiht .Seit demJahre 1928sind es nochmehrgeworden .Die Nahrungs -und
Genussmittelabgabeunddie Lustbarkeitsabgabetragenüber30MillicnenSchil¬
ling ,dasist weitmehrals dieallgemeineVerzehrungssteuerimJahre1913
getragen hat .Manhat es durch diese Apgabeso weit gebracht ,dass die Gast -und
Kaffechäuser entvölkert sind ,dass viele Gast -und Schanlbetriebe nicht ein¬

maldieKrankenkassenbeiträgezahlenkönnen ,unddassdie Arbeitslosigkeitim
Gast -und Schankgewerbe ununterbrochen steigt .Schon Ende September dieses Jah

res hat es 3072 arbeit slose Gastgewerbeangestellte gegeben ,wie wirdes
erst in den Wintermonaten werden ?Die Ermässigungen sind schliesslich an Inves¬

titionsbedingungengeknüpft ,die demfreien ErmessendesMagistratesunddamit
jeder Willkür Tür und Tor öffnen .Diese Bedingungen müssen aus dem Gesetz ent¬
fernt werden .Abg .Preyer beantragt nunmehr statt einer 2oprozentigen Ermässi¬

gung eine 5oprozentige zu gewähren und die Investitionsbedingungen zustrei¬
chen ( Beifall bei der . . )

Abg .Dr .Hengl( . . )bespricht ausführlich die Lageder WienerWein¬
hauer . Diesebefinden sich in einemäusserst schwerenNotstandundhunderte
von Weinhauerfamilien sind in ihrer Existenz auf das schwerste gefährdet .In

DöblingbetrugderDurchschnittsertragderErnteimJahre1926proJoch' 7
Hektoliter ,imJahre1927gar nurüber6 Hektoliter .Dazukommennochdieschwe¬
re Absatzkriseunddie furchtbarenWinterschäden .Imletzten Wintersindrund
20 Prozent aller Weinstöckeerfroren undvonden übrigen weitere 30Prozent
sehr schwer beschädigt . Trotzdieser schweren Notlage haben die WienerWein¬
bauern von der GemeindeverwaltungwederKredite ,noch eine andereUnterstüt¬
zung bekommen .Für die Wiene

abgabekeine Konsumsteuer ,s

er Weinhauer ist die Nahrungs -undGenussmittel - ¬
ondernsie müssensie mit Rücksichtauf diehchen

Gestchungskostenselbst tragen ,weshalbdie Steuer auchdie Hauptursachedes
Niedergangesder WienerWeinhauerist . Wieunsczial die Nohrungs -undGenuss¬
mittelabgabeist,ist ambestendarauszu ersehen ,dassin SieveringWeinheuer
bei Burchschnittsbruttoeinnahmenvon1600bis 1800Schilling eineAbgabe
von durchschnittlich 1oo Schilling zahlen müssen .Die Erbitterung bei den
Weinhauernist dahereine ganzgewaltige . DerRednerbeantragtcieBuschen¬
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schenkender WienerWeinhauerin den Jahren 1930und1931vonderNahrungs-¬
undGenussmittelabgabezubefreien .EinzweiterAntraggehtdahin ,dassalle
BuschenschenkenohneRücksichtaufdieVorratsmengezupauschalierensind,wenn
sie von der Abgabenicht ganz befreit werden .( Beifall bei derEIL . )

Abg .Blum( soz ,dem. ) stelltsodannfolgendenAbänderungsantrag:Den
Ueberschuss,umden die Kostenfür die Investitionen oder Instandsetzungenim
Jahre 1930 den nachgelassenen Betrag für das Johr 1930 übersteigen ,kannder
Abgabepflichtige auf den Nachlass des Jahres 1931 anrechnen ;ferner kanner

Ueberschüssein denJahren1930oder1931aufdenNachlasseinesanderenBe¬
triebes anrechnen ,für den er gleichfalls abgabepflichtig ist .Nachdem11 .
Oktober1929undvordem31 .Dezember1929begonnenegrössereInstandsetzungs-¬
arbeiten ( nicht aber Anschaffungen )sind auf den Nachlass anzurechnen ,wenn

sie vor Inangriffnahme demMagistrat zur Ueberprüfungangezeigtwurden .
ABG .Haider ( . . )erklärt ,dass in keiner Stadt desBundesgebietes

eine solche Abgabebesteht ,nur mit AusnahmevonBaden ,wosie aber weitgeringer
ist . Dasist es ,wasdas Steuersystemder WienerGemeindeverwaltungcharak¬
terisiert .Der GrundgedankeBreitners war ,dass die Nahrungs -undGenussmittel¬

abgabe nicht von den wirtschaftlich Schwachen ,sondern von denwirtschaftlich
Starken geleistet werden soll . Demist aber nicht so ,da von der Nahrungs -und
Genussmittelabgæbe zum grossen Teil die unbemittelte Bevölkerung betroffen

ist . DieGemeindeverdanktzumGrossteilderNahrungs-undGenussmittelabgabe
ihren Reichtum .In der letzten Zeit haben die Sczialdemokraten ihr Herzfür
den Gewerbe -und Mittelstand entdeckt .Einmal hat Dr .Viktor Adler erklärt

der Weg zum Sozialismus führe über die Leicht des Gewerbes .DerBeständ
zum GewerbestanddieserAbgabebeweist ,dassIhreLiebe/nichtdiewahreLiebeist .Gewisswird

durch die geringe Herabsetzung ,die Sie jetzt vornehmen eine kleine Entlas¬

tungherbeigeführt .Ueberdas Fünftel der Abgabe ,das Investitionendienen
soll ,kannmansich ja auseinandersetzen ,aber es ist zu befürchten ,dass
dieseBestimmungdie Handhabezu drakomischenpolitischenMassnahmenbieten
wird .Doe sizialdemokratische Partei hat es darauf angelgt gerade aus die¬

sozialdem .
ser Steuermöglichstviel politischesKapitalzuschlagen .Esgibt/Vertrau¬
ensdeutedie vonWirtshauszu Wirtshausgehenundden Wirtsleuten dasVersprecl

geben ,dasssie ausderSteuerherauskommen,wennsie sichimsozialdemo¬
kratischen Fachvereinorgenisieren lassen .Ich bin überzeugtdavon ,dass
Stadtrat Breitner nicht den Auftrag dazu gegebenhat ,aber er mögediese
SchandeendlichausderWeltschaffen(Beffallbeider. . )

ABG.Wawerka( . . )bemerkt,eswerdenBetriebeunterdieAbgabeein¬
gereiht ,ohnedass gefragt wirdeb sie die Abgabeauchaufbringenkönnen.
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Manbestsuert mit dieser AbgabedenGasthausbesuch ,obwohlervielfachwegen
der herrschenden Wohnungsknappheit kein freiwilliger ist .Ein „ Genussmittel "

idt der Kaffeeunddie Semmel,die eine armeNäherinin einemKaffechausein¬
nehmen muss und das kleine Menue das ein Arbeiter in der Nähe seines Arbeits¬

orteszuverzehrengezwungenist .IneinerbesondrestraurigenLagebefinden
sich die Konzertlokale und Vergnügungsstätten ,die ,was immer man über sie

denkt ,zum Umund Auf der Grosstsdt gehören und dem Fremdenverkehr dienen .

Sie besteuern diese Betriebe so hart ,dass sie schwer umihre Existenz ringen
und in Massen zugrunde gehen .In kurzer Zeit ist die Zahl der Konzertlokade

von 171 auf 72 gesunken .Die Folge davon ist ,dass das kaufkräftige Fremden¬
publikum seinen Aufenthalt in Wien nach Möglichkeit abkürzt .Zahlreiche Artis¬
ten ,Schauspieler und Angestellte haben ihre Anstellung verloren . DieArt und

Weisewie die Kontrolle in diesen Lokalengeübt wird verdient nicht denNimen

Kontrolle,dass ist ein ordinäres Spitzeltum .Diese Breitnerspitzel habendie
Gewohnheit ,in den Betrieb zu kommen ,wenner am stärksten geht undaus

diesem stärksten Besuch auf den Betrieb überhaupt zu schliessen ,und dann einen
Bericht zu konstruieren .Das führt zu Nachbemessungen ,die ins Irrsinnige ge¬

hen .Und der Betreffende kann sich dagegen gar nicht wehren ,da er denAnzei¬

ger nicht kenntunddenTatbestandnichterfährt .Abg. Wawerkazitiærtsodann
aus einem Artikel " Breitnersteuern "in den „ Wiener Volksschriften "einige

Aussprüche die Stadtrat Breitner einzelnen Deputationen gegeben habensoll .
Diese Darstellung ist bisher unwidersprochen geblieben .Einer Deputationvon

Unternehmern die sich darüber beschwert haben ,dass sie ihren Betrieb nicht
mehrführenkönnen ,wurdedie Antworterteilt ,na wennSie IhrenBetrieh
nicht führen können ,dann sperren Sie halt zu .Einer Deputation vonArbeitern ,
die erklärten ,dass ihre Anstellung gefährdet sei wurdegeantwortet :Weesso
vieleArbeitslosegibt ,dakommtesaufeinpaarmehroderwenigerauchnicht
an .Undeiner DeputationvonMusikernwurdegesagt : WennSie nicht alsMusiker
grbeiten können ,gehen Sie als Hilfsarbeiter bei den Pflasterern .Abg .Wawerka
schliesst mit der Aufforderung ,die Steuer ,soweites möglichist undzwar
bedingungsloszu ermässigenunddie Anträgedes Abg .Preyeranzunehmen( Lebhaf¬
ter Beifall undHändeklatschenbei der . . )

Abg. Zimmerl( . . )bemerkt ,die Steuer ist ausschliesslich aufdem
freien Ermessende s Magistratessowohlhinsichtlich der Einreihungwieder
Steuersätzer aufgebaut . DieSteuer bedeutet daher eine ständigeBeunruhigung
der Steuerträger und derer ,die noch nicht eingereiht sind weil sie jeden

Momentbefürchtenmüssen ,der Steuerunterwirfenzu werden .DieseMöglichkeit
wird auch von den sozi ldemckratischen Fachvereinen dazu benützt ,umLeute
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V .BlattLandtagssitzungvom11. Oktober1929
einzufangen .DersozialdemokratischeFachvereinderGsetgewerbetreibenden
undderKaffeesiederist überhauptnurzuhalten ,solangedieNahrungs¬
undGenussmittelabgsbebesteht . DieAbgabebietet die Gelegenheit ,jedenzunächst stärk
Betriebzu ruinieren .Sie muss/abgebautwerdenundin kurzerZeit ganzver¬
schwinden .Bei einer Steuer .die man ununterbrochen erhöht hat ,jetzt von

einemNachlasszuredenist einbisschenstark ,undist unsinnig ,einen
Betrieb ,der sonst der Steuer nicht unterliegt ,der Abgabescfort zuun¬
terwerfen ,beziehungsweisesie wesentlichzuerhöhen ,nurdeshalbweilin
demBetrieb Musikgespielt wird .Tas hat zur Folge ,dass in solchenKonzert¬

lokalender Gastdie Lustbarkeitsabgabe ,die Kostender Musikundauchnoch
die . hrungs -undGenussmittelabgabetragenmuss .Abg .Zimmerlzitiert so- ¬
dann einen rtikel des Daily Telegraph in welchemdargelegt wird ,dassdurch
die Gemeindehbgaben der Gemeinde der Charakter als Musikstadt verloren

über Oesterreich
geht . Eswird in der letzten Zeit viel vonZeitungsnachrichten/gesprochen,
die im Auslanderscheinen,und es ist gewiss zu bedauern ,dass einegewisse
Beunruhigungdurchdie Bankenkriseunddie Nachrichtenentstandensind ,
die über einen Bürgerkrieg in Oesterreich ven einer der Mehrheitnaheste¬
hendenSeite ins Auslandgedrungensind ,Aberdiese Beunruhigungist termi¬
niert . DieBankenkriseist beigelegtundwasdenBürgerkrieganlangt ,wird
er entwedernicht stattfinden ;dannwird mansich beruhigen ,oder erwird
stattfinden ,und wirrd ein Endehabenund manwird sich auch beruhigen .( La¬
chenbedderMehrheit ) .Wennaberin ausländischenZeitungenaufGrundvon
Tatsachen ,die niemandableugnen kann der Stedt Wiender Charakter als Musik¬
stadt abgesprochen wird ,ist das eine dauernde Schädigung des Ansehensder

Stadt Wien .Es ist auch eine dauernde Sch ädigung Wiens ,wenn sie immervom

sozial demokratischenundrotenWienssprechen .EineGrosstadthat nichtrot
sondernunparteiisch verwaltet zu werden( LebhafterBeif : llbei der . . )
Dr. Bauerhat aufdemParteitsgauchvondem"letztenZimmerl"gesprochen.
Ich bin mitder Rolle ,die mirDr .Bauerzugedachthat sehrzufrieden .Ers¬
tensschreibeichmeinenNamenmitZundbindahergewont,anletzter
Stellegenanntzuwerden.Undin einerwahrenDemokratieglaubeichgiltder
Letztesoviel wieder Erste( Heiterkeitbei der . . )Abgeshhendavonhat
es Dr. Buerviel leichter .Er schreibt sich mitBundkommtdahergleich
nach Dr .Adler ( Heiterkeit bei der . . )Abg .Zimmerlschliesst seineAusfüh¬

rungen,damit ,dassmitdemgegenwärtigenSteuersystemgebrochenwerden
muss ,sooderso . Abersogehtes nichtweiter .(LebhafterBeifallbeider . L.

SO erschöpfendeob¬St . . Breitnerbemerkt ,es sei nichtmöglich
jektibeMerkmaleimGesetzefürdieeinzureihendenBetriebefestzusetzen,
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dassdasfreieErmessenganzausgeschaltetwerdenkann.Immerhinhatmansich
bemüht,imGesetzeeineAnzahlvonobjektivenMerkzeichenanzuführenundvor
allemwurdedieeinschneidendeEinschränkunggemacht,dassinjederBranche
zweiDrittelderBetriebesvonderAbgabefreibleibenmüssen.BeieinerReihe
vonGewerben,gehenwirauchnichtannäherndandiesezweiDrittelheran.Bei
denGemischtwarenhändlern ,Delikatessenhändlernundsoweiterkommenwirnicht
einmalaneinProzent.Vonden1943Fleischselchernund-verschleissernsind
insgesamtnur1oBetriebederAbgabeunterworfen(Hört!HörtibeiderMehrheit).den

Von3666inBetriebbefindlichenGastkonzessionensindnuretwasüber600ein¬
gereiht,(Hört!Hört!beiderMehrheit).DerMagistratpflegtjetztmitdenGenos¬
senschaftendieengsteZusammenarbeit.BisherwurdenmitdemGenossenschafts-¬
ausschussderGastwirteschon33undmitdemGenossenschaftsausschussder
Cafesiederschon26SitzungenimRathausabgehalten,wobeiwirunsbemühen,den
AnträgenderGenossenschaftenimweitestgehendenMassRechnungzutragen.Sn
ist vondenCafehäuserndes . ,XI. undXX1.BezirkeskeineinzigerBetriebein¬
gereiht.InFavoritensindvon253Gasthausbetriebennur24BetriebederAbgabe
unterworfen.( Abg.Preyer: DasBolschewikengesetzmussabertrotzdemabgeschafft
werden!) . WasdieEinreihungderWeinhaueranlangt ,stelle ichfest ,dassvon
334Betriebenbereits270pauschaliertsind .DieNahrungs-undGenussmittelab¬
gabewirdimBezugaufdieBelastungderMassenweitüberschätzt,dennvonden
vielenBranchenmitihren50. 000bis6c . 000Betriebsstättenwerdennur3000
BtriebevonderNahrungs-undGenussmittelbgabeerfasst. DerHerrAbg.Wawerka
hatAussprüchezitiert ,dieichgetanhabensoll .Icherkläre ,dassich
niemalseinenderartigenAusdruckgebrauchthabe .Schliesslichreflektiert
St. . BreitneraufdieBemerkungendesAbg.ZimmerlüberdasSteuersystemund
erklärt ,dasseseinKardinalstandpunktdergegenwärtigenGemeindeverwaltung
ist ,dieLastenaufdieSchulternderBesitzendenundGeniessendenzulegen
unddieBesitzlosensoweitalsmöglichzuentlssten.(BeifallbeiderMehrheit).

Das .Gesetzwirdin erster undzweiterLesungbeschlossen .DieAnträge
der Minderheit werdenabgelehnt .

Nungelangtdie GesetzesvorlagebetreffendErmässigungderKraftwagen¬
abgabezurVerhandlung.

Abg. Biber( . . )erklärt ,dasses in Oesterreichnichtwenigerals33
Steuernfür denAutomobilismusgebe . Diegesind mituntervoneinanderganz
verschieden ,so dass schon wiederholt der Wunschlaut wurde ,sie zuvereinheit¬

lichen .DievorgeschlageneErmässigungderKraftwagenabgabeist nichthin¬
reichend .Es ist unverständlich ,warumdie Kraftwagenabgabe,die dochdieWirt¬
schaft schwerhindert undnur anderthalbProzentdes Steuerbudgetsausmacht,
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wenn nicht ganz abgeschafft,so doch wenigstens um 50 Prozent ermässigt wird .
Nach demUrteil der Fachleute würde der Mehrumsatzbei ho Millionen Schil¬

ling imJahr ausmachen ,wovon20 Millionenauf die Löhneentfallen ,wodurch
wieder5000bis6000ArbeiterBeschäfttungfänden .Dersozialdemokratische
Abg .Forster hat bei einer Enquette erklärt ,dass einmal klipp und klarausge- ¬
sprochen werden muss ,dass das Auto kein Luxusist .

Rednerbekämpftauchden Verwendungszweckder Autosteuer ,da dieAu¬
tomobile für die Strassen das idealste Fahrzeug sind ;sie nützen dieStras¬
sendeckenicht ab .Die Ermässigungder Abgabevonhündert Schilling aufsech¬
zig Schilling monatlich ist gewiss sehr erheblich und es kann nicht mehr

gesagt werden ,dass dieser Betragerheblich undindustrieschädigendist .Frei¬
lich wirkt diese Steuer sich noch immer sehr ungünstig aus,wenn der Wagen

nicht ausgenütztwerdenkann .Bei den mittleren Wagenbeträgt dieErmässigung
nur 22 Prozent .Die Steuer macht bei diesen Wagen60 Prozent der Betriebs¬
kosten aus ,gegenüber 25 Prozent bei den kleinen Wagen .Bei denLuxuswagen

beträgt die Ermässigung wohl nur 13 Prozent ,aber die Steuer macht nur15
Prozent der Betriebskosten aus .Die mittleren Wagen werden also weitaus am

schlechtesten behandelt .Ander Steuerform ,wie sie hier gehandhabt wird ,geht
unsere Autoindustrie zugrunde . DieFabrikenbauenMotoremit hoherTouren¬
zehl ,für die eine kleinere Steuer zu zahlen ist und gutgebaute Wagenwerden

nicht mehr gekauft ,weil die Steuer zu hoch ist . DieAutomobilsteuer verhindert
auch die Anschaffung eines zweiten Wagens ,wodurch ein grosser Teil der Un¬

fälle entsteht ,da der eine Wagen niemals genügend untersucht und ordent¬

lich repariert werden kann . Rednerbeantragt ,dass die ermässigte Automobil¬
steuer nicht ,wie in der Vorlage beantragt ,bei sieben Steuerpferde - ¬

stärken auf 60 Schilling herabgesetzt ,sondern diese Ermässigung auf 10
Steuerpferdestärken ausgedehnt wird .Ferner beantragt er die Streichung der

Bestimmung ,dass die Steucrermässigung aufgehoben wird ,wenn der Gemeinde
durcheineAenderungderBundesgesetzgebungneueLastenerwachsen.(Beifall )

Abg. Müller( . . ) sagt ,dass die Minderheitschonbei derEinführung
der Autosteuerim . hre1923die Steuersätze als viel zu hochbezeichnetha¬
be . Essei zu begrüssen ,dass nunmehrbei der Mehrheit die EinsichtEinkehr
gehalten hat und eine Ermässigungbeantragt wird .Im Interesse desFremden¬
verkehrs müsseaber uch die Bestimmunggeändert werden ,dass derAuslän¬
der ,der mit seinem Auto länger als einen Monatin Wienist ,zurSteuerleis¬
tung herangezogen wird .Er muss denn nicht nur für die den Monatübersteigen¬

de Zeit ,sondern auch noch für die Zurückliegende Zeit die Automobilsteuer
entrichten .Schliesslich sollte auch für alte Wagen ,wennsie verkauftwerden ,
eine kleinere Steuer eingehoben werden .( Beifall bei der Minderheit ) .
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ST. . Breitnerentgegnet ,dassin Wienmehrals dieHälfteallerAu¬

tomobilenichtmehrals siebenSteuerpferdestärkenhahen .DieseWagenzahlen
danntäglich 60 Groschenbis zu einemSchilling Steuer .Daskanngewissniemand

abhalten,blosswegenderSteuerkeinenWagenzukaufen.Manmussberücksichtigen,
dass die Betriebskosten noch immersehr hoch sind ; sohat Herr Biberbei
seiner Berechnung die sehr hohen Versicherungskosten einfach weggelassen .
Wienhat jetzt die niedrigste :Automobilsteuer . Siebeträgt 720Schillingim
Jahr .Für denselben Wagensind in Niederösterreich 787 Schilling ,in Oberös - ¬

terreich 1050Schilling,in Steiermark8uc Schilling zu zahlen ; inTirolist
die Steuer etwas niedriger ,dafür gibt es dort 36 Strassenmauteh ,die 20bis
30Schillingbetragen ,aberauchin anderenBundesländernbestehtnochimmer
diese mittelalterliche Einrichtung .Wirhabenuns bei der Steuerformelandas
DeutscheReichangepasst .Eine kleinere Steuer für die alten Wagenwirdvon
der Automobilindustrie bekämpft ,da sie eine Verminderung ihres Absatzes be¬

fürchtet .Die Besteuerungder Fremdenautomobileist in Wienamliberalsten .
In Niederösterreich sind nur 8 Tage steuerfrei ,in Tirol 5 Tage ,inOberös¬
terreich und Vorarlberg ist die Steuer vom 1 .Tag an zu bezahlen ,ebensoim

Ausland ,vor allem in den nordischenStaaten ,in Belgien ,Frankreichundder
Tschechoslowakei .Es ist unser Bestreben ,das Automobileinem grösseren Kreis
zugänglichzu machen ,dadurchdie Industriezubelebenundwirhoffen ,dass
diese Steuerermässigungdiese beidenZweckeerfüllen wird .( Beifall ) .

Die Anträge Biber werdenabgelehnt und das Gesetz in erster undzwei¬
ter Lesungbeschlossen .

Esgelangtnundie NovellierungdesFürsorgeabgabegesetzes
zurVerhandlung.

Abg. Uebelhör( . . )führtdarüberKlage ,dassdieAuslegungdesGe¬
setzes sehr rigoros ist . DieBeschwerdenüber die Anwendungsindäusserst
zahlreich .WennKinderihre alten Eltern imBetrieb beschäftigen ,mussdofort

Fürsorgeabgabegezahlt werden .Oft kommtes vor ,dass Eltern erkrankenund
einenSohnaushilfsweisemitderVertretungbetrauen ,sofortwirdeineFürsor¬
geabgabevorgschrieben . Eshat sich wohlin der letzten Zeit dieseunhaltbare
Praxis etwasgemildert ,aber es kcmatnimmernochunglaublicheFöllevor ,
die auch dann nicht verständlich sind,wenn sie von oberen Verwaltungsbehör¬- en
densanktioniertwerden . Sokannmandochnicht vVertreter ,dieein/eigenen
Gewerbescheinhabenundselbst Leutebes
Esist vorgekommen,dassein Advoktt ,der
fürdieExpensnoteFürsorgeabgebezahlen
richtshofhateinzelneEntscheidungendes

chäftigen ,abgabepflichtigmachen.
seinen Kollegenvertretenhat ,
musste. . SogarderVerwaltungsger
s Magistratesaufgeheben.
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Unbegreiflichistes ,dassman,währendmandieFürsorgeabgabefürdie
Bankenum25Prozentherabgesetzthat,dieFürsorgeabgabefürdieStückmeis-¬terwesantlicherhöhthat.Merkwärdigistauch,dassdenstillenTeilhabern
dieAbgabevorgeschriebenwird,jadasssiefürIhbiläumsgeschenkeeingeho¬
benwird.IneinemUnternehmenwurdevondenAngestellteneinWohlstandsfonds
gegründetderdurchBeiträgederLieferantengespeistwurde.DerWohlfahrts-¬
fondsmusstedannschliesslichaufgelöstwerdenundwurdeunterdieBeamten
aufgeteilt.DafürwurdeeineAbgabegerechnet.OdereinAngestellterverun¬
treuteeineSumme. DerUnternehmerersuchtevondergerichtlichenVerfolgung
desAngestelltenabzusehenunddieserverpflichtetesich ,denBetraginRa¬
tenzurückzuzahlen.DafürschriebderMagistratFüsorgeabgabevor.(Heiterkeit
beiderMinderheit).WennschondieSteuernichtermässigtwird,müsstedoch
wenigstenddieVorschreibungineinerWeiseerfolgen,diederGerechtigkeit
unddemgesundenMenschenverstandentspricht.Rednerbeantragtschliesslich
dieAufhebungderKlausel,wonachdieSteuerermässigungrückgängiggemachtwer-¬
denkann,wennsichdieAbgabenteilungändert(LebhafterBeifallbeider. .)

Abg.EllendRE. . )erklärt ,dieHerabsetzungderFürsorgeabgabe
fürdieBankenalsvollkommengerechtfertigt,dadavoneineErmässigungdes
BankzinsfussesfürdasGewerbezuerhoffensei .Wirmüssenaberverlangen,
dassdieFürsorgeabgabefüralleGewerbetreibendenherabgesetztoderdass
siedochwenigstensvonallenUnternehmungeningleicherWeiseeingehoben
wird.DieGeschäftsstellederKonsumvereineszahlentrotzihrerungeheuren
UmsätzekeineFürsorgeabgabe,trotzdemaberrechnendieKonsumvereineihren
KundennichtnurdieselbenPreiseauf,wiedieGeschäftsleute,diemitdieser
Abgabebelastetsind ,sondernsegarnochhöhere.DurcheineBesteuerungder
KonsumvereineswürdeneinbiseineinhalbMillioneneinzubringensein.ABG.
EllendcrhebtsodanndarüberBeschwerde,dassauchvonRemunerationenan
ArbeiterundAngestellteFürsorgeahgabeeingehobenwird,undstellteinenRe-¬
solutionsantrag ,inwelchemderamtsführondeStadtratderGruppeIIbeauf¬
tragtwird ,demLandtaginnerhalbzweierMonateeineNovellezumFürsorge¬
abgabegesetzzuunterbreiten ,durchdieauchdieKonsumvereinedergesetzli¬
chenAbgabeunterworfenwerden.(LebhafterBeifallbeider . . )

ST. . Breitnererklärt zunächst ,die Fürsorgeabgabefür di .Kredit¬
instituteseideshalbermässigtworden,weilimLaufederZeitalleSpezial¬steuern,diefürirgendwelcheKategorienfestgesetztwordenwaren,beneits
ermässigtwordensind ,oderimZugedieserNovellierungenermässigtwerden.hiebei

Ausserdemist i denEinwendungenRechnunggetragenworden,dassdurchdie
AbgabederZinsrussderBankenheeinflusstwird,ebonsowiegewissenEinwen¬
dungen ,dievonseitenderAngestelltenerhobenwordensind ,Rechnunggetra¬
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gen worden ist . Wasdie vorgebrachten Beschwerdenbetrifft ,so soll nicht ge¬
leugnet werden ,dass in ersten Jahreb manchesehr weitgehendefikalische
Auslegung der Gesetzes erfolgt ist ,aber die Beschwerdekommission hat jeden

einzelnen Fall sorgsam überprüft und hat sich hiebei als eine objektive und
sehr gut funktionierende Instanz erwiesen .Verwandte werden der Fürsorgeab¬

gabe nur dann unterworfen ,wenn sie eine Entlehnung beziehen ,die demMindest - ¬
Wenn

lohn der betreffenden Branche gleichkommt ,ein Verwandter r nur gegeh Na¬
turalverpflegung oder gelegentlich Dienste leistet oder wenn es sich umeinen

sehr kleinen Betricb handelt ,wird eine Abgabe nicht eingehoben .Was die bei¬
betreffend

den vom Abg . Uebelhör erwähnten Fälle den Wohlfahrtsfonds und die Veruntreuung
ctrifft ,so hat der Magistrat in beiden Fällen eine Abgabe vorgeschrieben ,

weil die Möglichkeit vin Verschleierungen nicht auszuschliessen war .Die Be¬

schwerdckommission hat gegenteilig entschieden und damit ist eine Richtschnur
für diePraxis des Msgistrates in Zukunft gegeben .Bei Jubiläumsgeschenken des

Einzelnen wird jetzt eine Abgabe nicht berechnet ,Dass die Praxis des Magis¬

trates eine wohl überlegte und durch die Beschwerdekommissi on wohlkorri¬
erun

gierte ist ,geht daraus hervor ,dass im Jahre 1928 we allden hunderttau¬
sendenBemessungenvonFürsorgeabgibenur 389Beschwerdenerhobenwordensind ,
von denen die Beschwerdekommision177 stattgegeben hat .ZumVerwaltungsgerichts - ¬

hof sind 47 Fälle gekommenvon denen er nur in 9 Fällen die Beschwerdeals
zutreffenderkanrthat .Wasdie Konsumvereinebetrifft ,so ist derMagistrat
immer auf dem Standpunkt gestanden ,dass auch die Konsumvereines der Steuer

zu unterziehen sind nunhat aber der erste WienerKonsumvereineineBeschwer¬
de an die Beschwerdekommissongerichtet unddiese hat die Steuerfreihetaus¬
gersprochen .ST. . Breitner ersucht die eingebrachten Anträge abzulehnen und

der Novelle zuzustimmen ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .
DieNovellezur FürsergeabgabewirdunterAblehnungdesAntrages

Uebelhör und des Resolutionsantrages Ellend in zweiter und dritter Lesung

angenemmenIn derSpezialdebatteüberdieNovellezumAnzeigenabgabegesetz
hebt Abg .Untermüller hervor ,dass sich seinerzeit gegen die Einführung der Ab- ¬

gabenicht nur die Zeitungsverausgebergewendethaben ,sondernauchdieAr¬
beiterschftdergraphischenGewerbedesie befürchteten,dassdasGesetz
zu einer Einschränkung der Anzeigen führen könnte . DerSteuerertrag ist seit

EinführungderSteuerfortlaufendgestiegen .WährendderErtragimJahre1921,
26MillionenSchillingbetrug ,brachtedasJahr1927einenErtragvon' 17
EillionenSchilling . DieAbgabeist reklamchinderdundunsoziak .Eswirdgar
kein Unterschiedgemacht,umwelcheAnzeigenes sich handalt .Siebesteuern
insbesonderedieStellenlosen,diearmenLeute,dieimkleinenAnzeigerArbeit
suche . Der stollt sodannden Antrag ,die Ermässigungauf 50Prozent
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herabzusetzenunddie Ermächtigungsklauselzu streichen .EinResolutionsan¬
trag des Abg .Untermüllergeht dahin ,die imkleinen Anzeigererscheinenden
Arbeits -undStellengesuchevonder Abgabezu befreien .( Beifall bei der . . )

In seinem Schlusswort erwidert der Referent ,dass die Abgabe für Stel¬

Ien gesuchsanzeigen derzeit 5 Prozent betrage .Nun wird eine Ermässigung von

einemDritteleintreten ,sodassdanndieAbgabefür dieseAnzeigennurdrei
Prozentausmachenwird .EinesolcheAnzeigekostetungefährdreiSchilling ,
die Belastungdurch die Apgabemahtdaher 9 Groschenaus .Dieser kleineBetrag
lässt sich im Tarif gar nicht ausdrücken .( Beifall bei der Mehrheit ) .

DieAnträgedesAbg .UntermüllerwerdenabgelchntunddasGesetzin
erster und zweiter Lesung beschlossen .

In der Spezialdebatte über das Gesetz betreffend die Bodenwertabgabe
von unverbauten Gründen verweist Abg . Dr . Hengl( . L, )auf den scharfen Abwehr¬

kampf ,den die Landwirtschaft gegen die ursprünglichen Bestimmungender Vorla¬

ge geführt hat . Dankder kraftkollen Unterstützung der Minderheit sowieder
Vertreter der wirtschaftlichenKorporationensind die für dieLandwirtschaft
drückendenBestimmungennunmehrgefallen .DerRednerbeantragt dieStreichung
der Bestimmung ,wonach die Eigentümer der von der Abgabe befreiten Gründe ver¬

pflichtet werden ,ein Selbsthekenntnis zu legen .Ein weiterer Antragverlangt ,
dass auch jene Flächen die Begünstigung der halben Abgabe erhalten sollen ,

die der Schnittholz - undWerkholzindustrie dienen .( beifall bei der . . )

Abg .Brinke( . . )führt aus ,dassmitdieser Vorlagedernotleidenden
Wirtschaft eine neue Last auferlegt wird .Die Bodenwertabgabe ist eine ge¬

rechte Steuer ,soweit sie die Bodenspekulanten trifft .Sie besteuern jedoch

auch die Landwirtschaft ,ein Zustand ,der unerträglich ist .Wenndie Vorlagein
ihrer ursprünglichenFormBesctz gewordenwäre,wäredie Landwirtschaftin
Wientotal rummiertworden . DerRednerstellt den Antragauf Streichungder
Bestimmung ,wonachdie Eigentümereiner Grundfläche ,die auf Befreiungvonder
BodenwertabgabeAnspruchhat ,binnen vier ochen umdie Steuerbefreiunganzusu¬
chenhat .( Beifallbei der . . )

Abg .Pfeiffer( . . )erklärt ,dasseineBodenwertabgabeberechtigtwä¬
re,wennder Bodenwertdurchdie Möglichkeitder Ausnützungdes Bodensgege-¬
benwäre. DiePolitikdersozialdemokratischenStadtverwaltunghatdiesjedoch
unmöglich gemacht ,wodurchvomwahren Bodenwertunendlich viel verloren gegangen
ist . DieGrundbesitzerwerdennunihre Gründeverschleudernmüssen ,wodurch
der Gemeinde wieder Gelegenheit zur Grunderwerbung gegeben ist .DasAusmass

der von dr Apgabebefreiten Hausgärten soll von loo Quadratmeteraufwenigs¬
tons 10oo Quadratmeter erhöht werden .Durch diese Vorlage erfahren auchdie

Sportvereine eine grosse Belastung,weshalb die Vorlage in dervorliegenden
311
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unter keinen Umständenbefriedigen kann .( Beifall bei der . . )

Abg .Biber ( . . )bezeikhnet die VorgangsweisedesFinanzreferenten
für vollständigverkehrt ,dadochdie BodenwertabgabenichtsmitdenKlein¬
rentnern zu tun hat .VonFachleutenwird behauptet ,dass eine solcheAbgabe
nur mit 1 pro Mill beginnenkann ,währendheuteder lofacheSatzbeschlossen
werden soll . Esist begrüssenswert ,dass durch die Befreiung der Landwirtschaft

vondor Abgabe ,diesemnotleidendenStandkeineneueLast aufgebürdetwird .
Aber auch demGewerbestand geht es schlecht,hier wird bei einer Reihe vonGe¬

werbenein Notstandbeobachtet ,wie nie zuvor .Rednerbeantragt ,dass fürGrund¬
flächen und Liegenschaften ,die demWirtschaftsbetrieb desSteuerpflichtigen
als Werks -und Lagerplätze dienen ,von der Bodenwertabgabe zu befreien sind ,
Sollte dieser Antrag abgelchnt werden ,stellt Redner den Eventualantrag ,dass

Lagerplätzeundso weiter vonder Hälfte der Abgabezu befreiensind .
ST . . Breitner erklärt ,dass der Magistrat gewiss in Fällen ,in denen

die Anmeldefrist aus triftigen Gründen versäumt wurde ,ein Wiedereinsetzungs - ¬
verfahren ,bewilligen wird .Die Handelskammer hat der Gemeinde den Dankausge¬

sprôchen für das Entgegenkommen .Die Lnndwirtschaft wurde vollständig befreit
und es sei zu befürchten ,dass diese Abgabe weniger einbringen wird ,als die

Gemeinde für die Kleinrentner ausgeben muss .
Dic Anträge Hengl ,dass die Selbsteinschätzung entfällt ,wennkeine

Steuer zu zahlen ist,und der Eventualantrag Biber werden angenommen ,die üb¬
rigen Anträge werden abgelchnt und das Gesetz in beiden Lesungen beschlossen .

Schluss der Sitzung 22Uhr .
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